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BUWAL Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft
EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
EFD Eidgenössisches Finanzdepartement
UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und

Kommunikation
VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und

Sport
UNO Organisation der Vereinten Nationen
AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
WTO Welthandelsorganisation
SECO Staatssekretariat für Wirtschaft
GPK Die Geschäftsprüfungskommissionen
EFK Eidgenössische Finanzkontrolle
ETH Eidgenössische Technische Hochschule
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
BAG Bundesamt für Gesundheit
BIT Bundesamt für Informatik und Telekommunikation
IWF Internationaler Währungsfonds
EU Europäische Union
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
EVD Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
SBFI Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation
GPDel Geschäftsprüfungsdelegation
ZAS Zentrale Ausgleichsstelle
DEZA Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit
BAZL Bundesamt für Zivilluftfahrt
ASTRA Bundesamt für Strassen
BVET Bundesamt für Veterinärwesen (später: Bundesamt für

Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen BLV)
ESTV Eidgenössische Steuerverwaltung
EVED Eidgenössisches Verkehrs- und Energiewirtschaftsdepartement
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
WBF Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
BRP Bundesamt für Raumplanung
BWA Bundesamt für Wirtschaft und Arbeit
BAWI Bundesamt für Aussenwirtschaft
EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

ODM Office fédéral des migrations
OFEFP Office fédéral de l'environnement, des forêts et du paysage
DFJP Département fédéral de justice et police
DFF Département fédéral des finances
DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et

de la communication
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
ONU Organisation des Nations unies
AVS Assurance-vieillesse et survivants
OMC Organisation mondiale du commerce
SECO Secrétariat d'Etat à l'économie
CdG Les Commissions de gestion
CDF Contrôle fédéral des finances
EPF École polytechnique fédérale
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
OFSP Office fédéral de la santé publique
OFIT Office fédéral de l’informatique et de la télécommunication
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UE Union européenne
DFI Département fédéral de l'intérieur
DFE Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
SEFRI Secrétariat d'Etat à la formation, à la recherche et à l'innovation
DélCDG Délégation des Commissions de gestion
CdC Centrale de compensation
DDC Direction du développement et de la coopération
OFAC Office fédéral de l'aviation civile
OFROU Office fédéral des routes
OVF Office fédéral vétérinaire (après: Office fédéral de la sécurité

alimentaire et des affaires vétérinaires OSAV)
AFC Administration fédérale des contributions
DFTCE Département fédéral des transports, des communications et de l'énergie
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
DEFR Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
OFAT Office fédéral de l'aménagement du territoire
OFET Office fédéral de l'économie et du travail
OFAEE Office fédéral des affaires économiques extérieures
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)

01.01.65 - 01.01.22 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Mit Anfang 2015 trat ein Teil der 2012 vom Parlament beschlossenen
Staatsleitungsreform in Kraft: Das Bundespräsidialamt wird fortan durch einen
Präsidialdienst unterstützt. Mit der Änderung des Regierungs- und
Verwaltungsorganisationsgesetzes (RVOG) steht der Bundespräsidentin oder dem
Bundespräsidenten neu ein Stab zur Seite, der die bis anhin von der Bundeskanzlei und
dem EDA erbrachten Aufgaben in Form von aussenpolitischer Beratung gebündelt
wahrnimmt. Mit der Zeit sollen bei der neu geschaffenen Stelle Fachwissen
angesammelt und Kontaktnetze aufgebaut werden. Damit soll die Beratung des
wechselnden Bundespräsidialamtes beständiger und effizienter werden.

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.01.2015
MARC BÜHLMANN

In drei Sitzungen Mitte Mai 2020 beschlossen die GPK der beiden Räte eine Inspektion
zur Aufarbeitung der Bewältigung der Covid-19-Pandemie durch die Bundesbehörden
durchzuführen. Der Beschluss, in den kommenden Untersuchungen diesbezüglich
einen Schwerpunkt zu setzen, sei einstimmig gefallen – so die Medienmitteilung. Ziel
der Untersuchung sei es, die «demokratische Verantwortlichkeit von Bundesrat und
Bundesverwaltung zu stärken und Lehren für die Bewältigung künftiger Krisen zu
ziehen». Um möglichst viele Teilbereiche in die Inspektion einbeziehen und möglichst
früh beginnen zu können, seien alle Subkommissionen eingeschaltet worden. So sei
auch Flexibilität bei neu auftretenden Problemen und Entwicklungen gewährleistet. 
Im Sonntagsblick wurden diverse Fragen gestellt, die der Bericht aus Sicht der Zeitung
anzugehen habe: Ist der Ausnahmezustand verfassungskonform und verhältnismässig?
Weshalb waren die Pandemiepläne, welche genau für solche Fälle erstellt worden
waren, nicht umsetzbar? «Wieso das Wirrwarr um die Masken?» Die Zeitung vermutete,
dass sich auch die GPDel einschalten und die verschiedenen Beschlüsse der Regierung
unter die Lupe nehmen werde. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 18.05.2020
MARC BÜHLMANN

Bundesverwaltung - Organisation

Personenfragen spielen auch in der Verwaltung eine Rolle. Im Vordergrund des
Interesses stand 1981 der Wechsel in der Bundeskanzlei. Karl Huber, der als
umsichtiger Vollzieher des Reformwillens der späten 60er Jahre sein Amt zur zentralen
Stabsstelle der Bundesverwaltung entwickelt hatte, trat mitten in der Legislaturperiode
zurück. Seine Partei, die CVP, die bereits im Vorjahr den Generalsekretär der
Bundesversammlung verloren hatte, versuchte die Leitung der Bundeskanzlei zu
behalten, wozu sie sich wegen ihrer Scharnierstellung in der Regierungskoalition
legitimiert glaubte; ihr Kandidat war der um die Totalrevision der Bundesverfassung wie
um die Lösung der Jurafrage verdiente Chef des Bundesamtes für Justiz, J. Voyame.
Doch gestützt auf die Tatsache, dass sie noch nie einen Bundeskanzler gestellt hatten,
erhoben auch die SP und die SVP Anspruch auf die Nachfolge. Dabei kam der ersteren
zustatten, dass sie in Vizekanzler W. Buser einen mit der zu übernehmenden Aufgabe
bereits eng vertrauten Kandidaten besass. Die SVP nominierte H.-U. Ernst, Direktor der
Eidg. Militärverwaltung. Die übrigen Fraktionen bezogen nicht Stellung. Der FDP war ihre
Vertretung in der Bundeskanzlei durch die Wahl F. Couchepins zum Vizekanzler kurz
zuvor bestätigt worden (im Januar hatte der BR den 1980 zum Generalsekretär der
Bundesversammlung gewählten freisinnigen Vizekanzler J.-M. Sauvant durch seinen
Parteigenossen F. Couchepin ersetzt). Bei einem namhaften Teil der Freisinnigen
überwog die Neigung zu einer Geste gegenüber dem linken Gegenspieler. So erreichte
Buser in der Vereinigten Bundesversammlung nach vier Wahlgängen das absolute Mehr
(im 4. Wahlgang erhielt Buser 124, Voyame 104 Stimmen). Die CVP wurde bei der
Ersetzung Busers als Vizekanzler nur bedingt entschädigt. Im Vordergrund stand das
Bestreben, den Kontakt zwischen Regierung und Medien zu verstärken; ausserdem
sollte auch die dritte Sprachregion des Landes in der Bundeskanzlei vertreten sein. So
wählte der Bundesrat den Tessiner Journalisten A. Casanova, welcher der CVP bloss
nahestand.
Infolge einer Neuverteilung der Aufgaben zwischen den beiden Vizekanzlern erhielt
Casanova zum Informationsdienst noch den Sprach- und Übersetzungsdienst, während

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 09.07.1981
PETER GILG
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der Jurist Couchepin den Rechtsdienst übernahm. 2

Der Vorsteher des Departements des Inneren, Bundesrat Cotti, begann seine
Ankündigung, die Organisationsstrukturen seines Departements zu straffen, in die Tat
umzusetzen. Gestützt auf eine Querschnittanalyse im Rahmen der 2. Phase des Projekts
EFFI beschloss er die Zusammenführung des Bundesamtes für Forstwesen und
Landschaftsschutz (BFL) und des Bundesamtes für Umweltschutz (BUS) in ein neues
Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft (BUWAL). Ziel dieser und allfälliger
weiterer Zusammenlegungen (etwa im Bereich der kulturellen Aufgaben) soll gemäss
Bundesrat Cotti nicht ein Leistungsabbau, sondern die Vermeidung von
Doppelspurigkeiten und die Reduktion der Zahl der ihm direkt unterstellten Amter
sein. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.06.1988
HANS HIRTER

Mit der unter dem Titel der Dezentralisierung der Bundesverwaltung laufenden
Auslagerung von drei Bundesämtern nach Neuenburg, Biel und Grenchen (SO) harzte es
weiterhin. Die im Januar für 1990 angekündigte Botschaft des Bundesrates wurde noch
nicht verabschiedet. Auf lokaler Ebene gingen die Vorarbeiten aber weiter: in
Neuenburg, wohin das Bundesamt für Statistik mit seinen rund 300 Angestellten
dislozieren soll, stellten die Behörden ein konkretes Bauprojekt vor. 4

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.01.1990
HANS HIRTER

Da eine Reorganisation der Bundesanwaltschaft bereits im Vorjahr mit der
Überweisung der Anträge der Puk durch das Parlament eingeleitet worden war, hatten
im Nationalrat die in dieser Sache noch hängigen persönlichen Vorstösse von seiten der
Linken und der Grünen keine Erfolgsaussichten. Die Motionen wurden in Postulate
umgewandelt oder, falls ihre Urheber damit nicht einverstanden waren, abgelehnt. Die
Fichenaffäre zeitigte hingegen weitere personelle Konsequenzen. Der Chef der
Bundespolizei und gleichzeitig auch Leiter der militärischen Abwehr, Peter Huber,
wurde nach der Entdeckung von Karteien im EMD bis auf weiteres beurlaubt. Für den
1989 beurlaubten Bundesanwalt Gerber konnte nach langer Suche ein Nachfolger
gefunden werden. Mit Amtsantritt auf den 1. August übernahm im Sinne einer
Übergangslösung der 63jährige Willy Padrutt, bisher Staatsanwalt des Kantons
Graubünden, das Amt. 5

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.05.1990
HANS HIRTER

Die Zusammenarbeit des Bundes mit der 1986 für die Realisierung
departementsübergreifender Rationalisierungsmassnahmen beigezogenen externen
Beraterfirma McKinsey wurde sistiert. Den Beratern wurde vorgeworfen, dass sie in
ihren Untersuchungen die Spezifität der politischen Verwaltung nicht genügend
berücksichtigt hätten, und dass sich ihre Vorschläge zum Teil als nicht realisierbar
erwiesen hätten. In der Presse wurde allerdings festgehalten, dass nicht wenige der in
den letzten Jahren vorgenommenen Reorganisationsmassnahmen in der
Bundesverwaltung (z.B. die Zusammenlegung von Ämtern) auf Vorschläge der externen
Berater zurückzuführen sein dürften. Bundeskanzler Buser gab bekannt, dass von den
insgesamt vierzig Teilprogrammen zur Effizienzsteigerung deren 22 in Umsetzung
begriffen sind oder kurz davor stehen. Von den restlichen sollen noch fünf
weiterverfolgt werden, während die übrigen, darunter sämtliche
Privatisierungsvorhaben, gestrichen worden sind. 6

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 06.06.1990
HANS HIRTER

Die wachsenden Probleme in der Asylpolitik führten zur Bildung eines neuen
Bundesamtes für Flüchtlinge im EJPD; zu dessen Leiter wurde der bisherige Delegierte
für das Flüchtlingswesen, Peter Arbenz, gewählt. 7

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 31.12.1990
HANS HIRTER

Ähnliche Bestrebungen bestehen auch auf Bundesebene. Der Bundesrat beantragte
dem Parlament die Umwandlung des Bundesamtes für geistiges Eigentum in eine
öffentlichrechtliche Anstalt mit dem Namen Eidgenössisches Institut für geistiges
Eigentum (IGE). Dieses neue Institut soll besser in der Lage sein, sich auf die
Bedürfnisse der Wirtschaft, insbesondere in bezug auf Informationen über Patente und
technische Entwicklungen, einzustellen. Das IGE wird von den Staatsfinanzen
unabhängig sein. Für die Patenterteilung und -verwaltung werden wie bisher Gebühren

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 31.05.1994
HANS HIRTER
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erhoben, für Dienstleistungen für den Bund wie z.B. die Vertretung auf internationalen
Konferenzen oder die Mitarbeit bei der Gesetzgebung wird der Bund eine
kostendeckende Entschädigung ausrichten. Bei der Informationstätigkeit für Private
sollen marktgerechte Preise verrechnet werden. 8

Als erstes der drei Bundesämter, deren Wegzug aus der Bundesstadt 1992 beschlossen
worden war, dislozierte das Bundesamt für Wohnungswesen mit seinen rund 50
Beschäftigten nach Grenchen (SO). 9

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.11.1995
HANS HIRTER

Das rund 500 Beschäftigte zählende Bundesamt für Statistik schloss im November
seinen Umzug nach Neuenburg ab. Damit befinden sich alle drei 1992 vom Parlament
für eine Aussiedlung aus der Bundesstadt bestimmten Ämter an ihrem neuen
Standort. 10

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.11.1998
HANS HIRTER

Die im Vorjahr eingeleitete Fusion des BAWI mit dem BWA zum neuen Staatssekretariat
für Wirtschaft (seco) wurde auf den 1. Juli und damit früher als ursprünglich vorgesehen
vollzogen. Die Proteste der Gewerkschaften, welche ein eigenständiges Bundesamt für
Arbeit gefordert hatten, blieben erfolglos. 11

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 02.07.1999
HANS HIRTER

Im Februar nahm das sogenannte „Guichet virtuel“ des Bundes mit dem Namen
www.ch.ch den Testbetrieb auf. Es handelt sich dabei um ein Internetportal, das die
verschiedenen staatlichen Dienste auf Bundes-, Kantons- und Gemeindeebene nach
Sachthemen ordnet und leichter zugänglich macht. Die Benutzer finden darin sowohl
Informationen über Dienstleistungen und Vorschriften als auch die Adressen der
zuständigen Amtsstellen und – soweit vorhanden – die erforderlichen Formulare und
Ähnliches in elektronischer Form (vgl. auch «E-Switzerland»). 12

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 31.10.2003
HANS HIRTER

Die Regierung gab Mitte September den eigentlichen Startschuss zu einer
Verwaltungsreform. Ziel sei es gemäss Bundesrat Merz, Abläufe zu vereinfachen und
Strukturen auf ihre Zweckmässigkeit zu überprüfen. Dabei gehe es nicht um
Personalabbau und direkte Einsparungen, sondern primär um Effizienzgewinne. Als
Beispiele wurden später die Schaffung von Dienstleistungszentren genannt, welche für
die Bundesämter Routinearbeiten aus dem Personal- oder Rechnungswesen zentral
erledigen könnten, wie etwa Stellenausschreibungen und die erste Triage der
Bewerbungen. Aufsehen erregten die rigorosen Sparanstrengungen im EJPD. Nach einer
2004 eingeleiteten Aufgabenüberprüfung kündigte Departementschef Blocher im Juni
an, bis 2008 in den zentralen Diensten seines Departementes netto 116 Stellen (d.h. ein
Fünftel) abzubauen. Dabei sollen primär Doppelspurigkeiten und unnötige
Hierarchiestufen eliminiert werden. Bereits gestrichen wurde unter anderem die Stelle
der stellvertretenden Generalsekretärin des Departements. 13

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 09.11.2005
HANS HIRTER

Seit Januar 2011 sind die Angestellten des Bundes verpflichtet, Missstände am
Arbeitsplatz anzuzeigen. Whistleblower, also Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die
Informationen über solche Missstände weitergeben, sind verpflichtet, ihre
Beobachtungen entweder ihren Vorgesetzten oder aber der Eidgenössischen
Finanzkontrolle, die als Anlaufstelle fungiert, zu melden. Mit dem Hinweis, dass diese
Möglichkeit noch zu wenig niederschwellig sei, dass nun aber vorerst das Funktionieren
der EFD als Meldestelle abzuwarten sei, zog Moser (glp, ZH) ihre 2009 eingereichte
Motion zurück (09.3286). 14

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.03.2011
MARC BÜHLMANN

Für das ab 2013 operative neue Staatssekretariat für Bildung, Forschung und
Innovation (SBFI), welches durch einen Zusammenschluss des bis anhin dem EDI
angehörenden Bundesamts für Bildung und Forschung und dem Bereich ETH mit dem
Bundesamt für Berufsbildung und Technologie gebildet und neu im EVD (WBF)
angesiedelt wurde, war eine dreiköpfige Direktion und elf Abteilungen vorgesehen.
Neuer Staatssekretär des Bildungsamtes wurde Mauro Dell’Ambrogio. Im Vorfeld der
Wahl hatte ein Vorschlag von Bundesrat Schneider-Ammann, einen Freund aus der

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.12.2012
MARC BÜHLMANN
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eigenen Firma zum Chef des Bildungsamtes zu ernennen, für einigen Presserummel
gesorgt. 15

Zu einer Neuorganisation kam es auch im EDI, zu welchem im Vorjahr das Bundesamt
für Veterinärwesen (BVet, bisher EVD) zugeteilt worden war. Das BVet soll mit der
Abteilung Lebensmittelsicherheit im Bundesamt für Gesundheit vereint werden, damit
nur noch eine einzige Bundesbehörde für die Lebensmittelsicherheit zuständig ist. 16

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.12.2012
MARC BÜHLMANN

Ab dem 1. Januar 2013 wird das Eidgenössische Volkswirtschaftsdepartement (EVD)
seinen Namen ändern. Es heisst neu Eidgenössisches Departement für Wirtschaft,
Bildung und Forschung (WBF), womit deutlich gemacht werden soll, dass neben der
Wirtschaft auch die Bildung in ihrer ganzen Breite im Departement untergebracht ist. 17

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 28.12.2012
MARC BÜHLMANN

Die Kosten für die Reorganisation des per 1. Januar tätigen neuen Staatssekretariats für
Bildung, Forschung und Innovation (SBFI), das durch einen Zusammenschluss des bis
anhin dem EDI angehörenden Bundesamts für Bildung und Forschung und dem Bereich
ETH mit dem Bundesamt für Berufsbildung und Technologie gebildet wurde, beliefen
sich auf CHF 1,9 Mio. Das Staatssekretariat ist beim neuen Eidgenössischen
Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF, bisher EVD) angesiedelt. Die
Neuorganisation war nicht mit Kündigungen verbunden. Der Stellenetat des neuen SBFI
beträgt 248 Vollzeitstellen. 18

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.01.2013
MARC BÜHLMANN

Auf einige Kritik stiess der vorsorgliche Stellenausbau im Bundesamt für Strassen
(Astra). Das Amt war – irrtümlicherweise, wie sich Ende November zeigte – von einer
Annahme der Abstimmung über die Erhöhung der Autobahngebühren ausgegangen und
hatte bereits vor dem Urnengang 34 neue Stellen geschaffen und besetzt. Für die
Umsetzung des mit der Abstimmung verknüpften Beschlusses über den Ausbau des
Strassennetzes wären insgesamt 60 Stellen nötig gewesen, die dann allerdings mit dem
negativen Ausgang des Urnengangs obsolet wurden. Das Astra verteidigte sich zwar, man
habe für den Ausbau vorbereitet sein wollen. Die vorbehaltslose Anstellung der 34
Personen, deren Stellen „haushaltneutral“ abgebaut werden sollen, stiess vor allem bei
Finanzpolitikern auf Kritik. Zwar handle es sich beim Astra um ein so genanntes „Flag-
Amt“ (Führen mit Leistungsauftrag und Globalbudget), das entsprechend über einen
bestimmten Spielraum verfüge, um Mittel zwischen Sach- und Personalaufwand zu
verschieben, Sachaufwand im Umfang von 34 Personalstellen zu kompensieren sei aber
eigentlich nicht vorstellbar, äusserte sich Urs Schwaller (cvp, FR), der laut
Zeitungsberichten den Fall zum Anlass nehmen wollte, die geplante Einführung von
Globalbudgets noch einmal kritisch zu überdenken. 19

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 24.11.2013
MARC BÜHLMANN

Die Reorganisation der DEZA (Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit) erhielt
schlechte Noten. Die Konzentration der Kommunikations-, Rechts- und
Personaldienste im EDA seien schlecht umgesetzt worden, teilweise leide die Effizienz
und die Mitarbeitenden seien unzufrieden, fasste eine Studie der KPMG-
Wirtschaftsberatung zusammen. In der DEZA herrsche Misstrauen gegenüber dem EDA.
Trotz der Kritik trieb Aussenminister Burkhalter die Zentralisierung voran und forderte
eine Zusammenlegung der ausländischen DEZA-Büros mit den Botschaften. Die stärkere
Einbindung der DEZA, die bereits unter Micheline Calmy-Rey begonnen hatte, sollte
auch mit der Ernennung eines neuen Chefs weitergetrieben werden. Im April kam es zu
einem Ämtertausch: Manuel Sager, der scheidende US-Botschafter, ersetzte Martin
Dahinden, der seinerseits neu Botschafter in den USA wurde. Die Reorganisation ist
auch politisch umstritten: Während Bürgerliche die effizientere Zusammenarbeit der
verschiedenen Dienste und einen einheitlichen aussenpolitischen Auftritt begrüssen,
befürchtet die Linke, dass damit die Entwicklungshilfe beschnitten oder in den Dienst
wirtschaftlicher Interessen gestellt werde. Entwicklungszusammenarbeit müsse jedoch
unabhängig sein. 20

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 06.01.2014
MARC BÜHLMANN
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Neuer Generalsekretär im Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF)
wurde Stefan Brupbacher. Der zurücktretende FDP-Generalsekretär wurde damit
rechte Hand von Wirtschaftsminister Johann Schneider-Ammann und Nachfolger von
Monika Rühl, die neu das Direktorium des Wirtschaftsdachverbandes Economiesuisse
übernahm. 21

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 21.02.2014
MARC BÜHLMANN

Anfang März wurde bekannt, dass auch bei der zentralen Ausgleichsstelle (ZAS), in der
die AHV-Gelder verwaltet werden, systematisch gegen das Beschaffungsrecht
verstossen worden war. Weil sie teure Informatikprojekte freihändig an Unternehmen
vergab, gescheiterte Projekte kaschierte und letztlich Millionenbeträge verschleudert
habe, wurde die Direktorin der ZAS, Valérie Caveros freigestellt. Die Affäre reihte sich
ein in eine Reihe von negativen Vorkommnissen hinsichtlich des Beschaffungswesens,
vor allem im IT-Bereich. 22

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 06.03.2014
MARC BÜHLMANN

Die Finanzkontrolle (EFK) rügte in ihrem Bericht das Bundesamt für Migration (BfM),
weil Beschaffungen freihändig vergeben worden seien. Obwohl die 21 der 25
untersuchten Geschäfte hätten ausgeschrieben werden müssen, wurde die Vergabe
unter der Hand vollzogen. Damit war nach dem Seco und der ZAS bereits das dritte Amt
wegen mangelhafter Vergaben in die Kritik geraten. 23

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 03.04.2014
MARC BÜHLMANN

Zum ersten Mal steht ab 2014 dem Bundesamt für Polizei (Fedpol) eine Frau vor. Anfang
Mai wählte der Bundesrat Nicoletta della Valle zur Nachfolgerin von Jean-Luc Vez. Della
Valle war bis 2012 bereits stellvertretende Direktorin im Fedpol. Das Fedpol war im Jahr
2000 durch eine Fusion der verschiedenen polizeilichen Dienste des Bundes
enstanden. Es ist – weil das Polizeiwesen eigentlich kantonal organisiert ist – zuständig
für überkantonale und internationale Ermittlungen. 24

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.04.2014
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Le Département des affaires étrangères a enregistré l’arrivée de Franz von Däniken
pour succéder au secrétaire d’Etat Jakob Kellenberger au début du mois d’août. Le
nouveau secrétaire d’Etat s’est dit convaincu que la Suisse ne pourrait défendre ses
intérêts de façon optimale qu’en étant membre de l’ONU et de l’UE. 25

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.06.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Zwischenstaatliche Beziehungen

Der Bundesrat verabschiedete im März 2021 erstmals eine offizielle Schweizerische
China-Strategie, welche konkrete Ziele und Massnahmen der Schweizer China-Politik
für die Jahre 2021-2024 beinhaltete. In seiner Medienmitteilung begründete der
Bundesrat die Relevanz der Strategie mit den aktuellen geopolitischen Entwicklungen,
insbesondere der Konkurrenz zwischen den Grossmächten USA und China, die nicht im
Interesse der Schweiz sei. Als Sitz internationaler Organisationen sehe sich die Schweiz
vielmehr als Brückenbauerin, um chinesische und westliche Vorstellungen zum
allseitigen Nutzen zu verbinden, gemeinsame Standards zu erhalten und diese
weiterzuentwickeln, führte der Bundesrat in der Strategie aus. Darüber hinaus verwies
er aber auch auf grundlegende Wertedifferenzen zwischen der Schweiz und deren
drittgrösstem Handelspartner, welche eine «kohärente Politik gegenüber China»
unumgänglich mache. Die Strategie, die im Rahmen eines interdepartementalen
Prozesses erarbeitet wurde, leitete ihre inhaltlichen Schwerpunkte – Frieden und
Sicherheit, Wohlstand, Nachhaltigkeit, Digitalisierung – aus der übergeordneten
Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 ab.
In Bezug auf Frieden und Sicherheit stehen laut Medienmitteilung die globale und
regionale Sicherheit, der Multilateralismus, die innere Sicherheit der Schweiz – zu
denken ist dabei etwa an Industriespionage gegen Schweizer Unternehmen und
politische Spionage der tibetanischen Diaspora – und die Menschenrechte im
Vordergrund. Vor allem die Gewährleistung individueller Grundrechte sollen ein
essentieller Bestandteil der gemeinsamen Beziehungen sein. Aus diesem Grund zeigte
sich der Bundesrat bereit, den seit 2019 sistierten Menschenrechtsdialog mit China

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 19.03.2021
AMANDO AMMANN
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auch im Zeitraum 2021-2024 weiterzuführen. Werte- und Systemdifferenzen seien
auch bei der Digitalisierung ein Problem, da sich die Schweiz für einen ungeteilten
digitalen Raum unter Achtung der völkerrechtlichen Grundsätze einsetze. Dabei bilde
die Strategie Digitalaussenpolitik 2021-2024 die Grundlage für den Austausch und
Umgang mit China. China und chinesische Firmen seien aktive Mitglieder von in Genf
ansässigen internationalen Organisationen und Multistakeholder-Prozessen, welche
sich mit Themen wie dem digitalen Handel oder Cyberspace auseinandersetzen. Daher
sei das internationale Genf gut positioniert, um an der Bewältigung von
Herausforderungen der Digitalisierung mitzuwirken. 
Beim thematischen Schwerpunkt Wohlstand verwies der Bundesrat in der Strategie
hauptsächlich auf das Ziel eines diskriminierungsfreien, marktbasierten und gegenseitig
vorteilhaften Zugangs für Waren, Dienstleistungen und Investitionen. Man strebe daher
die Modernisierung des Freihandelsabkommens aus dem Jahr 2013 an und analysiere
die Bedeutung des Investitionsabkommens zwischen der EU und China. Bei diesem
Bereich besteht die Strategie nachdrücklich darauf, dass China seiner Verantwortung in
multilateralen Gremien wie der WTO, IWF, Weltbank, OECD nachkommen müsse.
Mit Blick auf das Thema Nachhaltigkeit fokussiere die Schweiz bei chinesischen
Infrastrukturprojekten auf Klima und Umwelt, Gesundheit, einen nachhaltigen
Finanzsektor und die Entwicklungszusammenarbeit, wobei die Agenda 2030 der UNO
als Referenzrahmen diene. China stünden beträchtliche Handlungsmöglichkeiten zur
Beeinflussung der globalen Nachhaltigkeit zur Verfügung, weshalb die Schweiz unter
anderem in Bezug auf das Klimaübereinkommen von Paris eine gewisse
Erwartungshaltung China gegenüber vertrete.  
Der Bundesrat beschloss zur Verfolgung dieser Ziele drei Handlungsgrundsätze, welche
die bilateralen Beziehungen prägen sollen. Erstens verfolge die Schweiz eine
eigenständige China-Politik, wobei eine Zusammenarbeit in allen Bereichen, in denen
schweizerische Interessen bestehen, angestrebt werde. Man vertrete dabei
«selbstbewusst die Grundwerte der Schweiz, wie sie in der Verfassung stehen».
Zweitens setze sich der Bundesrat für die Einbindung Chinas in die liberale
internationale Ordnung und in die Bewältigung globaler Herausforderungen ein. Wo ein
Mehrwert resultiert, stimme sich die Schweiz verstärkt mit gleichgesinnten Parteien ab.
Drittens verfolge der Bundesrat einen ausgewogenen, kohärenten und koordinierten
Ansatz gegenüber China, wobei der Austausch zwischen Parlament, Kantonen,
Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Privatsektor gefördert werden soll. 
Den letzten Grundsatz bezeichnete der Bundesrat als «Whole-of-Switzerland»-Ansatz.
Um die Umsetzung der Strategie optimal auszugestalten, sind unter anderem die
Förderung von China-Kompetenzen in- und ausserhalb der Bundesverwaltung, die
Schaffung neuer Koordinationsgremien in der Verwaltung und ein
Informationsaustausch mit Akteuren ausserhalb der Verwaltung vorgesehen. Ein neu
geschaffener interdepartementaler Koordinationsausschuss soll den Informations- und
Erfahrungsaustausch zwischen allen mit China befassten Bundesstellen verbessern.
Nebst dieser verwaltungsinternen Koordinationsinstrumenten verfügt die «offizielle
Schweiz» gemäss Bericht über beinahe dreissig bilaterale Dialoge mit China, die von
verschiedenen Ämtern der Verwaltung geführt werden. Dazu kommen die
diplomatischen, wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Vertretungen in China selbst.
Auch im multilateralen Kontext interagiert die Schweiz mit China und kann so einen
Dialog führen. Zusätzlich helfe auch der Austausch mit gleichgesinnten Drittstaaten
über China, die Schweizer China-Kompetenzen zu stärken, führte der Bericht aus. 

Die Reaktionen auf die mit mehreren Monaten Verspätung veröffentlichte Strategie
fielen in den Medien gemischt aus. Die Aargauer Zeitung zeigte sich angesichts der
schwierigen Beziehungen zu China in der jüngeren Vergangenheit – der
Menschenrechtsdialog war 2019 ausgesetzt worden – positiv überrascht davon, wie
offen Bundesrat Cassis Reizthemen wie die Menschenrechte und die Unterdrückung
von Minderheiten ansprach. Sie sprach aber auch den «China-Spagat» der Schweiz an,
der einer Gratwanderung zwischen Wirtschaftsinteressen und Menschenrechten
gleichkomme. Die WOZ erklärte sich die «devote Haltung des Bundesrats» mit der
wirtschaftlichen Abhängigkeit der Schweiz und zeigte sich enttäuscht darüber, dass in
China aktive Schweizer Firmen nicht stärker für Menschenrechtsverletzungen in China
zur Verantwortung gezogen werden sollen. Le Temps nannte die Strategie «vorsichtig»
und Nationalrat Laurent Wehrli (fdp, VD) beschrieb die Strategie der Zeitung gegenüber
als «sehr schweizerisch, sehr pragmatisch», wobei er dies für positiv erachtete, denn
«um etwas sagen zu können, müsse man den Dialog aufrecht erhalten». Auch  Elisabeth
Schneider-Schneiter (mitte, BL) zeigte sich in den Medien zufrieden mit der Strategie,
weil sie mit der veralteten Annahme aufräume, dass der Umgang mit China vornehmlich
wirtschaftlich-politisch und nur das Aussendepartement dafür zuständig sei. Kritischer
äusserten sich Fabian Molina (sp, ZH) und die Grünen zum Strategiepapier des
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Bundesrats. Molina befürwortete zwar die einheitliche China-Strategie und die Kritik an
der Menschenrechtslage in China, war aber enttäuscht darüber, dass der Bundesrat
keine Antworten zum konkreten Umgang mit Menschenrechtsverletzungen gab. Die
Grünen lehnten die Strategie gar als Ganzes ab, da der Bundesrat die
Wirtschaftsinteressen über die Menschenrechte stelle. 
Wenige Tage nach Publikation der Strategie äusserte sich auch der chinesische
Botschafter in der Schweiz, Wang Shihting, dezidiert in einer virtuellen
Medienkonferenz dazu. Er bezeichnete die Vorwürfe westlicher Länder in Bezug auf die
Lage in der mehrheitlich von Uiguren bewohnten Region Xinjiang als «rein boshafte
politische Spekulationen» und wehrte sich auch gegen die in der Strategie geäusserten
Vorwürfe, dass China Industriespionage betreibe. Im Gegenzug äusserte er sich aber
optimistisch hinsichtlich einer Überarbeitung des chinesisch-schweizerischen
Freihandelsabkommens und versprach, dass China bereit sei dabei Kompromisse
einzugehen. 26

Aussenwirtschaftspolitik

Après la démission du gouvernement de Jean-Pascal Delamuraz, le secrétaire d’Etat
Franz Blankart, directeur de l’OFAEE, a quitté ses fonctions à la fin de l’année. Pour lui
succéder, le nouveau conseiller fédéral Pascal Couchepin a nommé David Syz, un
manager en provenance de l’économie privée et membre du parti radical zurichois. Ce
dernier aura notamment à charge la restructuration de l’organisation interne du
département, avec la fusion prévue entre l’OFAEE et l’Office fédéral de développement
économique et de l’emploi (OFDE). 27

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 26.11.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Le Conseil fédéral a décidé de créer une commission de sécurité regroupant les chefs
du DFAE, du DFJP et du DMF qui serait assistée d'un groupe de coordination
interdépartemental. L'objectif de ces instances est de gérer de manière souple et
continue la prévention des menaces politico-militaires. L'accent devrait être mis sur
l'amélioration des mécanismes d'avertissement préalable et d'analyse de la situation
par le biais d'une optimalisation des structures de conduite et de communication
interdépartementales. 28

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 28.04.1994
SERGE TERRIBILINI

Militärorganisation

Depuis le premier janvier, le DMF a cédé sa place à une nouvelle structure, le DDPS
(Département de la défense, de la protection de la population et des sports) et possède
un nouveau chef de l’Etat-Major général, le commandant de corps Hans-Ulrich
Scherrer. Devant un millier de collaborateurs à Zurich, ce dernier a exprimé son
attachement à l’armée de milice et s’est opposé à toute solution luxueuse en matière
d’armement. Il s’est également prononcé pour une application souple du principe de
neutralité. Par ailleurs, le chef du DDPS Adolf Ogi a dévoilé les grandes lignes du rapport
sur la politique de sécurité qui ont été arrêtées par le Conseil fédéral. Ce rapport, qui
s’inspire principalement du travail de la Commission Brunner et des réactions qu’il a
suscité, devrait être rendu public en 1999. Les points forts seront un renforcement de
la coopération internationale, l’armement des soldats suisses à l’étranger et une
politique de neutralité souple et pragmatique. Le concept d’une armée de milice serait
maintenu. 29

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.09.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Le Conseil fédéral a décidé de dissoudre l’Office central de la défense (OCD). Cet
organisme avait été créé dans les années 60 comme instrument de coordination de la
politique de sécurité de la Suisse. Il servait notamment à fournir des études et des
analyses de risques. Avec la fin de la guerre froide, l’importance du rôle de l’OCD a
fortement diminué. Les ressources restantes ont été réparties au sein du DDPS. 30

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.10.1998
FRANÇOIS HUGUENET

01.01.65 - 01.01.22 8ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

2013 startete der Bund offiziell das Projekt FISCAL-IT, das die Erneuerung der
elektronischen Systeme der Eidgenössischen Steuerverwaltung (ESTV) zum Ziel hat und
voraussichtlich bis Ende 2018 abgeschlossen sein soll. Das Vorgängerprojekt INSIEME
war 2012 mit einem Verlust von über CHF 100 Mio. ohne Umsetzung abgebrochen
worden. FISCAL-IT sollte nun auf die beim Projekt INSIEME gemachten Erfahrungen
aufbauen, das heisst dessen Fehler vermeiden, aber seine bereits erarbeiteten
Ergebnisse übernehmen. Dazu wurde das Projekt in 29 Informatikprojekte, unter
anderem zu den verschiedenen Steuerarten – Verrechnungssteuer, Mehrwertsteuer,
direkte Bundessteuer, Stempelsteuer, Emissionsabgaben usw. –, mit einheitlichem
Programm-Management und Architekturkonzept unterteilt. Für das gemeinsam von der
ESTV und dem Bundesamt für Informatik und Telekommunikation (BIT) getragenen
Projekt bewilligte das Parlament im Voranschlag 2014 einen Verpflichtungskredit von
CHF 85.2 Mio. 
Als Nachfolgeprojekt von INSIEME war dem Projekt grosse Aufmerksamkeit gewiss.
Durch seinen Status als IKT-Schlüsselprojekt unterliegt es einer jährlichen Prüfung
durch die eidgenössische Finanzkontrolle (EFK), wodurch allfällige Probleme diesmal
früh erkannt werden sollen. Bei der ersten solchen Überprüfung Ende 2013 hinterliess
das Projekt bei der EFK einen guten Eindruck, dennoch wies diese auch auf einige
Probleme und erschwerende Rahmenbedingungen hin, wie sie in ihrem Bericht
festhielt. Unter anderem beschäftige die Aufarbeitung von INSIEME die Mitarbeitenden
nach wie vor stark und bringe enormen Aufwand für diese mit sich. Der Druck auf das
Projekt FISCAL-IT sei entsprechend überall spürbar. Zudem seien bereits in dieser
Anfangsphase bei verschiedenen Projekten Verzögerungen aufgrund von
Beschaffungsproblemen und wegen eines unvollständigen Architekturkonzepts
feststellbar. 31

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 26.02.2014
ANJA HEIDELBERGER

Bei der zweiten Prüfung des Projekts FISCAL-IT durch die EFK Ende 2014 standen die
Planung und das Controlling im Mittelpunkt. Zu diesem Zeitpunkt waren 14 der 29
Projekte gestartet. Die EFK attestierte dem Projekt wiederum eine positive Entwicklung,
ebenfalls positiv erwähnt wurden die Aufmerksamkeit, die das Projekt in der ESTV und
im BIT geniesst, die Kompetenz der Akteure sowie die Führungstätigkeit in
Übereinstimmung mit den Richtlinien der Bundesverwaltung. Dennoch schlägt die EFK
Verbesserungsmassnahmen vor: Unter anderem sei der Erfolg des Programms zu stark
von einem externen Mitarbeiter, dem Fachprogrammleiter, abhängig. Dessen allfälliger
Ausfall könne kaum innert nützlicher Frist korrigiert werden. Kritisiert wurde auch die
hohe Fluktuationsrate, insbesondere auf der Ebene Projektleitung. Die Hälfte der
Mitarbeitenden der Projektleitung wurde 2014 ausgetauscht. Die bei der Prüfung 2013
empfohlenen Massnahmen seien hingegen zufriedenstellend umgesetzt worden und
hätten sich bewährt, jedoch seien noch nicht alle festgestellten Probleme behoben. So
komme es aufgrund von Beschaffungen noch immer zu Projektverzögerungen. Bei zwei
Projekten musste entsprechend der Einführungstermin verschoben werden. 32

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.02.2015
ANJA HEIDELBERGER

Bei der dritten Prüfung des INSIEME-Nachfolgers FISCAL-IT anfangs 2016 machte die
EFK erste Indizien aus, dass die im Jahr 2014 veranschlagten CHF 85.2 Mio. nicht
ausreichen könnten. So kam es „aufgrund der neuen Technologien im Rahmen der
serviceorientierten Architektur", mit denen das BIT in dieser Komplexität wenig
Erfahrung hatte, zu Mehrkosten. Bisher konnten diese vom BIT selbst getragen oder
über die Reserven verbucht werden. Da diese Reserven aber beinahe aufgebraucht
sind, können Budgetüberschreitungen nicht ausgeschlossen werden – so der Bericht
der EFK. Zudem sorgten die Beschaffungen (v.a. die Personalrekrutierung) noch immer
für Verzögerungen, gemäss der ESTV sollte der Endtermin Ende 2018 jedoch
eingehalten werden können. Der Bericht dokumentierte aber auch erste Erfolge des
Projekts, erste Anwendungen konnten bereits in Betrieb genommen werden: Zum
Beispiel erlaubt die Applikation zur Mehrwertsteuer-Einreichung (MOE) den
Steuerpflichtigen neu, ihre Mehrwertsteuer-Abrechnung online selbst zu erfassen. 33

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.05.2016
ANJA HEIDELBERGER
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Eine neue Kostenschätzung der ESTV zum Informatikprogramm FISCAL-IT ergab einen
zusätzlichen Mittelbedarf von CHF 26 Mio. Die Gründe dafür sind vielfältig: Zum einen
werden zur Umsetzung des Projekts aufgrund des technologischen Fortschritts heute
andere Technologien verwendet, als zum Zeitpunkt der ursprünglichen
Kostenschätzung im Jahr 2012 angenommen worden war. Die durch die Verwendung
neuer Technologien entstehenden Innovationskosten müssen vollumfänglich durch das
FISCAL-IT-Projekt getragen werden. Des Weiteren ist der Aufwand für die Integration
einzelner Applikationen in den Betrieb beim BIT höher als vermutet. Schliesslich
wurden neue Teilprojekte – zum Beispiel aufgrund der Teilrevision des
Mehrwertsteuergesetzes und den Revisionen des RTVG oder des Bundesgesetzes über
den internationalen automatischen Informationsaustausch in Steuersachen –
hinzugefügt, was die Komplexität von FISCAL-IT zusätzlich erhöht hat. Diese
Verzögerungen bringen allesamt Mehrkosten bei Planung, Steuerung und Controlling mit
sich. Entsprechend beantragte der Bundesrat im Rahmen des Nachtrags I zum
Voranschlag 2017 einen Nachtragskredit in der Höhe von CHF 18 Mio. Bundesrat Maurer
begründete diesen damit, dass beim Projektbeginn zu optimistisch gerechnet worden
sei, dass neue Teilprojekte hinzugekommen seien und es in einigen Projekten zu
Verzögerungen gekommen sei. Er betonte aber auch, dass bei Vollendung des Projekts
bis zu 100 Stellen gespart werden können. 
Dieser Nachtragskredit führte zu einigen Diskussionen im Parlament. Während ihn der
Ständerat immer wieder guthiess, lehnte ihn der Nationalrat in allen Etappen des
Differenzbereinigungsverfahrens ab. In der Einigungskonferenz setzte sich zwar der
Ständerat durch, der Nationalrat lehnte jedoch den Vorschlag der Einigungskonferenz
und mit ihm die beiden noch offenen Punkte des Nachtrags I ab. Bereits zuvor hatte
Finanzminister Maurer angetönt, dass er bei einer Ablehnung dieselbe Forderung zum
FISCAL-IT-Projekt im Nachtrag II noch einmal stellen werde. 34

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.02.2017
ANJA HEIDELBERGER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Luftfahrt

Le Conseil fédéral s’est défendu de ne pas avoir réagi assez vite lors de la crise Swissair.
Il a toutefois reconnu certains manquements dans la surveillance de la Confédération
et a accepté les 17 interventions parlementaires. Comme demandé dans le rapport, il a
décidé de renforcer les compétences de l’OFAC afin de lui permettre d’intensifier sa
surveillance sur les compagnies aériennes et d’évaluer leur capacité économique. A cet
effet, le personnel sera augmenté. Le DETEC contrôlera, pour sa part, plus étroitement
et plus régulièrement la surveillance exercée par l’OFAC. Dans sa réponse à la
commission de gestion, le Conseil fédéral a admis qu’il fallait revoir la politique de la
Confédération en matière de prises de participation, déjà en cours ou futures, dans les
entreprises privées. En tant que propriétaire, la Confédération devait pouvoir en outre
exercer ses droits en matière de contrôle et d’information dans ce domaine. Il s’agit
aussi d’identifier à temps les risques potentiels pour éviter ou maîtriser les crises
comme celles de Swissair. Les responsabilités de l’Etat et de celles des entreprises
publiques resteront cependant clairement séparées. Le Conseil des Etats a transmis
tacitement les douze interventions de sa commission de gestion (02.3460-02.3463;
02.3467-02.3472, 02.3474 et 02.3475). 35

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 12.12.2002
PHILIPPE BERCLAZ

En vue de concrétiser immédiatement les recommandations émises dans le rapport
NLR, Moritz Leuenberger a approuvé un plan d'action. Le conseiller fédéral a nommé un
délégué à la sécurité en la personne de Markus Mohler. Ce poste est directement
rattaché au ministre. Les autres mesures visaient une réorganisation de l'OFAC et
l'introduction d'un nouveau système de gestion de la sécurité. Les inspections
effectuées par l'OFAC ont par conséquent été intensifiées auprès des entreprises de
l'industrie aéronautique (compagnies aériennes, Skyguide, aéroports). De leur côté,
Swiss et Skyguide ont été priées de renforcer leur conduite interne. 36

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 14.08.2003
PHILIPPE BERCLAZ
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Déjà sur la sellette à cause du calendrier de mesures qu'il avait décrétées, André Auer,
directeur de l'OFAC, a été remercié par Moritz Leuenberger. Secoué par le rapport
hollandais, l'OFAC a présenté, via son directeur ad intérim Max Friedli, le programme
Topas (Top on aviation security). L'office sera divisé en deux domaines autonomes:
sécurité et questions politiques. L'OFAC a aussi demandé à son personnel de réfléchir
si certaines décisions prises ces dernières années en matière de sécurité aérienne leur
paraissent douteuses et le cas échéant de les signaler. 37

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 26.09.2003
PHILIPPE BERCLAZ

Entamé suite à un rapport de l’institut NLR, l’Office fédéral de l’aviation civile (OFAC) a
achevé sa restructuration. Désormais, il se compose d’une division « Stratégie et
politique aéronautique » et de trois divisions chargées de la sécurité (« Sécurité
technique », « Sécurité des opérations aériennes » et « Sécurité des infrastructures »).
En outre, le directeur dispose d’une unité « Gestion de la sécurité et des risques ».
Celle-ci sera chargée de coordonner toutes les activités de l’office touchant à la
sécurité. La réorganisation de l’OFAC a entraîné une augmentation des effectifs de 60
postes, principalement dans le domaine de la sécurité. 38

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 03.01.2005
PHILIPPE BERCLAZ

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Eine Reorganisation des Bundesamtes für Raumplanung (BRP) wurde vom Bundesrat
beschlossen. Im Vordergrund steht dabei die Integration der Vermessungsdirektion als
neue Abteilung im BRP. Zudem wird eine Arbeitsgruppe des Bundesamtes bis Ende 1991
ein Konzept zu erarbeiten haben, welches die Koordination der Projekte zur
Digitalisierung raumbezogener Daten und des Informationsflusses auf diesem Gebiet
zum Ziel hat. Mit den beschlossenen Massnahmen reagierte der Bundesrat auf die
Folgerungen der Effizienzsteigerungsstudie der Firma McKinsey sowie auf
Empfehlungen der neu geschaffenen Dienststelle für Verwaltungskontrolle. 39

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 27.11.1990
DIRK STROHMANN

Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Dans le cadre de la réorganisation du gouvernement, le Conseil fédéral a décidé de
transférer l'OFEFP du Département fédéral de l'intérieur (DFI) vers celui des
transports, de la communication et de l'énergie (DFTCE), qui sera du coup rebaptisé
Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et de la
communication (DETEC). A l'annonce de cette décision qui prendra effet au 1er janvier
1998, des interprétations divergentes ont été données quant à l'impact que cette
réforme aura sur la conduite future de la politique environnementale: Alors que de
nombreux observateurs ont estimé que les intérêts environnementaux seront relégués
au second plan lorsque ceux-ci entreront en conflit avec des projets d'infrastructures
dans les domaines des transports ou de l'énergie, d'aucuns ont en revanche postulé
que cette réorganisation permettra de mieux concilier les dimensions exploitation et
protection de la nature. Quoi qu'il en soit, ce déplacement sera accompagné d'une
profonde restructuration de l'OFEFP. 40

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.10.1997
LIONEL EPERON

Sozialpolitik
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Das Bundesamt für Gesundheitswesen wurde neu organisiert und in Bundesamt für
Gesundheit (BAG) umbenannt. Dem BAG sind in den letzten Jahren zahlreiche neue
Aufgaben übertragen worden. Dementsprechend mussten Organisation und Führung
angepasst werden. Insbesondere wurden die Aufgaben neu gebündelt, die Amtsleitung
erweitert, die einzelnen Fachgebiete verselbständigt und teilweise umbenannt sowie
die Abläufe vereinfacht. 41

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 14.08.1996
MARIANNE BENTELI

Sport

Das Eidgenössische Militärdepartement (EMD) wird ab dem 1. Januar 1998
Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) heissen. Damit
wird unterstrichen, dass ab diesem Zeitpunkt der Bereich Sport aus dem Departement
des Innern in dieses wechselt. An einer Tagung in Neuenburg legte Bundesrat Ogi die
Schwerpunkte seiner künftigen Sportpolitik dar: Absolute Priorität haben für ihn die
Olympischen Winterspiele 2006 im Wallis sowie die Förderung des Spitzensports. Als
weitere Anliegen von gesamtschweizerischer Bedeutung sieht er die Sanierung
bestehender und den Ausbau neuer Sportanlagen, eine bessere Integration von "Jugend
und Sport" ins Schulsystem und die Förderung des Seniorensports. 42

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 26.11.1997
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Per 1. Juli nahm mit dem Genfer Vasco Dumartheray der erste Delegierte für
Mehrsprachigkeit seine Tätigkeit in der Bundesverwaltung auf. Sein Aufgabenbereich
umfasst insbesondere die Förderung der Vertretung von Angehörigen lateinischer
Sprachgemeinschaften. 43

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.07.2010
MARLÈNE GERBER

Medien

Medienpolitische Grundfragen

Im Juni wurde das neue Medienzentrum für die Bundeshausmedien eröffnet. Das
Geschenk des Bundes wurde nicht von allen begrüsst. Die Vertreterinnen und Vertreter
der Presse hatten sich von Anfang an gegen die Auslagerung aus dem Bundeshaus
gewehrt, weil sie die räumliche Nähe zu den politischen Akteuren nicht aufgeben
wollten. Anlass zu Kritik gaben auch die Kosten des Neubaus. Eine Motion Kaufmann
(svp, ZH) (Mo. 05.3214), die forderte, den Medienschaffenden für die Benutzung des
Medienzentrums kostendeckende Mieten zu verrechnen, wurde aber vom Nationalrat
abgelehnt. 44

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 24.06.2006
ANDREA MOSIMANN
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